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wiesen, einen Antrag auf politis&es Asyl
beim Bundesamt für die Anerkennung ausläi-
djs-drer. Flüchtlinge zu stellen. Keskin weigerte
sidr, einen derartigen Antrag zu stelleri. Es
würde ihm, so Keskin, die Aberkennung der
türkischen Staatsbürgersdraft einbringen. Er
wolle sidr aber die Mr:glichkeit nicbt verbau-

Zu seiner Feststellung - so Wesel -, sehe
er sich angesichts des Verhaltens der Aus-
länderbehörde im Fall des türkischen Studen-
ten Keskin veranlaßt. Keskin, der seit 1g67
an der FU studiere und gegenwärtig an seiner
Promotion arbeite, sei von den türkischen
Behörden der Paß auf Grund. politischer Tätig-
keiten in der Bundesrepublik entzogen wor-
den. Ein Antrag Keskins an die Ausländer-
behörde in West-Berlin auf Ausstellung eines
Fremdenpasses sei abgelehnt worden. Man
habe ihn lediglidr'auf die Möglichkeit hinge-

BERLINER MORGENrc5T

Der Vizepräsirlent der Freien Univer-
sität, Professor Dr. Uwe lVesel, hat ge-
stern die Ansicht vertreten, in der Bun-
desrepublik untl West-Berlin. werde das
Ausländerrecht mit einer allgemeinen
Tendenz zum Polizeistaat gehanclhabt.
lVesel sagte in einer von der FU unrl
TU gemeinsam einberufenen Presse-
konferenz, diese Entwicklung zeige sich
sowohl im VerhäItnis zu ausländischen
Studenten als auch zu den Gastarbei-
tern. Er wies vor allem auf den Fall cles
Z9Jährigen, ärrr Otto-Suhr-Institut der
FU studierenden türkischen Doktoran-
den llakki Keskin hin.

Vor drei Jahren war diesem Studen-
ten von der Regienlng in Ankara erst-
mals die zur Fortsetzung seines Studi-
ums erforderliche Verlängerung seines
Passes verweigert worden. Der Türke,
der sich selbst politisch als fiinks" ein-
gruppiert, war vorn Juni 1968 an zwei
Jahre lang Vorsitzender der in eni-
schiedener Opposition zur türkischen
Regierung stehenden Studentenfördera-
tion seiner Landsleute in Deutschland.
Wie Keskin gestern sagte, galt seine
Tätigkeit der Aufklärung seiner in
Deutschland studierenden Landsleute
sowie der türkischen Gastarbeiter. Er
habe sie zusammen mit seinen Freun-
den über die ,,faschistische Entwick-
lung" in der Heimat informiert.

Im Jahre 19?0 entzog Ankara durch
Kabinettsbeschluß Keskin die türkische

"en, eines Tages in seine Heimat zurüdczukeh-
ren. Verwaltungsgerichtsrat Dr. Franz bestä-
tigt die Aussage Keskins, daß die Türkei die
Gepflogenheit habe, Bürgern ihres Landes, die
im Ausland um politisdres Asyl bitten,
die Staatsbürgerschaft abzuerkennen. Keskin
arbeitet politisch mit Studenten und Arbeitern
in West-Berlin.

TU-Vizepräsident Wagemann appellierte an
die Behörden, das Ausländergesetz großzügig
zu handhaben. Der Vertreter des Senators für
Inneres und Leiter der Ausländerbehörd€, Dr.
Rote erklärte, es sei völkerrechtliche praxis,
einen Fremdenpaß erst dann auszustellen,
wenn polit isches Asyl beantragt worden sei.
Allerdings sei die Ausstellung eines Fremden-
passes nicht gesetzlich an das Asylverfahren
gebunden. Der Ermessensspielraum der Aus-
länderbehörde sei in diesem Fall groß, nur
wolle Berlin nicbt allein die Entscheidung fäl-
len, sondern sich an Bonn wenden. (Tsp)
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Staatsar:gehörigkeit. FU-Präsident
Kreibich sprach dann inr Oktober 1970
den Staatspräsidenten der Türkei,
Sunay, während eines Berlin-Besuches
irn Schloß Charlottenburg persönlich
arrf den Fall Keskin an. Auch in der
Öffentiichkeit wurden Proteste iaut.
Daraufhin machte die türkische Regie-
rung die Ausi:ürgerung des Sttrdenten
lvieder rückgängig. Doch das türkiscire
Generalkonsulat in Berlin verlängerte
den Paß Keskins einige Zeit spätef nur
noch bis zum 20. Oktober mit der Auf-
lage, der Inhaber müsse dann in die
Türkei zurückkehren. Die Berliner
Ausländerbehörde stellte atn 30. Januar
1972 gegen Keskin einen Ausrveisungs-
bescheid aus, da der Doktorand keinen
gültigen Paß mehr vorlegen konnte.
Keskin wurcle es jedoch freigestellt, in
der Bundesrepublik um politisches Asyl
nachzusuchen.

Appell
FU-Vizepräsident Wesel und der be-

troffene Doktorand Keskin selbst
appellierten gestern an den Innensena-
tor sowie an den Bundesinnenminister,
im Falle Keskin großzügig zu verfahren
und' eine Ausnahmeregelung -zur Aus-
stellung eines Fremdenpasses zu tref-
fen. Ein Asyl-Ersuchen hätte, so mein-
ten sie, den Verlust der türkischen
Staatsbürgerschaft zur Folge, was eine
spätere Rückkehr Keskins in die Türkei

Frotest üsaa Faää KesHsf,xa
Professor Dr. Wesel: Tenrleraz, zum Polizeistaat

Kritik' am Ausländerges etz
Pressekonferenz von FU und ru zum Fall des Türken Keskin

Kritik an der besteheriden Ausländergesetz-
gebung in der Bundesrepublik und Weit-Ber-
lin übte'der Vizepräsidönt dei FU, professor
Wesel, auf einer Pressekonferenz der beiden
Berliner Universitäten zur Situation ausländi-
söer Studenten. Das Gesetz sei, so Vizeprä-
gident -Wesel, verglidren mit der allgemeinen
Entwicklung der Bundesrepublik ein Rück-
söritt in polizeist4atlidre Praktiken. Und Dr.
Franz vom Oberverwaltungsgericht führte aus,
Ausländer seien nicht einer .Rechts- sondern
einer Polizeiordnung unterstellt. Der sonst ge-
handhabte Gründsatz, die Freiheit als Reäel
und Besctrränkung als Ausnahme zu betrach-
ten, sei im Ausländergesetz auf den Kopf ge-
stel l t .

unmöglich mache.


